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# Sngland und Frankreich
Man muß es den Engländer « lassen : sie verstehen

etwas von Politik , und es gehörte schon eine große Por -
tion von überlegener Klugheit dazu , um sie zu düpieren .
Bon särntlichen europäischen Mitgliedern der gegen uns
gerichteten Entente waren sie es , die beim Friedens -
schlich territorial und wirtschaftlich das beste Geschäft
machten . Und nicht umsonst steht heute das englische
Pfund Sterling eine Kleinigkeit über Parität - Obwohl
auch England durch seine Teilnahme am Krisg mit ganz
gÄvaltigen Ausgaben und Schulden belastet wurde , hat
es also doch in kurzer Zeit das absolute Vertrauen des
Geldmarktes zurückerobert.

Soweit es als Schuldner in Betracht kam, hat es die
Abzahlung dieser Schulden auf breiter und sicherer Basis
geregelt. Sehr vereinfacht wurde dieses Verfahren da-
durch, daß eben nur ein einziges Land , nämlich Amerika ,
Englands Gläubiger war . Den meisten seiner anderen
Alliierten steht England als Gläubiger gegenüber . Und
man kann es begreifen , daß die britische Finanzpolitik
prinzipiell von dem Bestreben ausgeht , die Abzahlung
seiner eigenen Schulden durch die Ausnutzung dieses Zu »
standes zu erleichtern. Bezeichnend bleibt es aber für
die britische Finanzpolitik , daß man sich von den Zah -
lungen der eignen Schuldner nicht abhängig gemacht,
sondern schon relativ früh das Abkommen mit Amerika
traf.

England weiß , warum es so verfahren ist. Erstens
sagte man sich ganz richtig, daß das Vertrauen in die
britischen Finanzen nur dann restlos wiederhergestellt
werden könne, wenn die ganze Welt sieht, daß England
auch aus eigner Krast seine Schuld abtragen kann. Zwei -
tens war ein Bedrängen der eigenen Schuldner zunächst
aus politischen Gründen nich# angebracht , da diese
Schuldner ja gescheit genug sind, um erkannt zu haben,
daß schließlich England bei der Verteilung der Beute den
Löwenanteil davongetragen hat, ganz abgesehen davon ,
daß es durch den Zusammenbruch Deutschlands von
seinem schlimmsten Konkurrenten befreit wurde .

Natürlich war man sich wohl von vornherein darüber
klar , daß England nicht für immer bei dieser entgegen -
lammenden Haltung beharren werde . Als der wichtigste
Schuldner Englands hat Frankreich zu gelten , dasselbe
Frankreich , das auch an Amerika große Summen schuldet.
Hier kam nun alles darauf an , ein Verhältnis zu Frank »
reich zu gewinnen , welches es dem Londoner Kabinett
moralisch gestattete, nun auch einmal nach der Erörte¬
rung so vieler anderer Punkts diesen einen Punkt der
französischen Schulden zu berühren . Und das ist jetzt in
offizieller Form geschehen . Das Londoner Kabinett der-
langt von Frankreich eine Regelung des Schulden -
Problems.

Das Präludium zu dieser Aktion war sehr geschickt und
wirkungsvoll . Zunächst hat das konservative Londoner
Kabinett alles getan , um Frankreich in der im Augen -
blick so aufwühlenden Frage der Militärkontrolle und
der Sicherheiten zu unterstützen. Und nicht mit Unrechthat man sowohl in Paris , wie in London betont , die Be -
Ziehungen zwischen Frankreich und England seien nie
besser und herzlicher gewesen , als jetzt . So war die Si -
tuation vortrefflich vorbereitet , um nun eine Schulden -
Wohnung erlassen zu können. Denn selbstverständlich«mn die öffentliche Meinung in Frankreich, mag sie auchdon dem englischen Vorgehen noch so wenig erbaut sein ,nickt etwa mit der Behauptung krebsen gehen , baß hier

Beweis britischen Übelwollens vorliege . Man wird
sicherlich die britische Forderung so ernst nehmenmüssen , wie sie selber ernst genommen werden will .

Gleichzeitig hat aber das Londoner Kabinett seinem"
erlangen einen so wohldurchdachten Kommentar mit

jj
" ' f den Weg gegeben , daß es auch vom moralischen

Standpunkt aus schwer sein wird , die Berechtigung der» orderung zu bestreiten. Denn England erklärt , daß ese Bezahlungen Frankreichs ebenso, wie seinen Anteilan der Reparationssumme lediglich zur Abtragung seinerklgenen Schuld an Amerika verwenden wolle , also seine
^ r>egsIasw« -sMer tragen werde. Das ist allerdings im
^ entlichen ein rabulistischer Kniff : denn Kriegslasten

Schulden an Amerika sind ja wohl , bei Tageslichtwehen , dasselbe . Wenn auch der Gesamtunifang der
mschen Kriegslasten größer ist als jene Schuld .

Immerhin : der Kommentar ist so gehalten , daß sichallzuviel gegen ihn vorbringen läßt . Es müßtenn gerade sein , daß Frankreich auf die Tatsache abhebt,

daß England beim Friedensschluß das beste Geschäft ge-
madjt habe und demgemäß jetzt auch besondere Opfer
bringen könne. Aber so, wie die Dinge zurzeit liegen ,wird man das wohl nicht gerne tun . Man gebraucht die
britische Unterstützung nach wie vor in der Frage der
Sicherheiten . Und gerade in dieser Frage hat England
noch einen besonderen Trumpf in der Hand, nämlich seine
etwaige nachträgliche Zustimmung zum Genfer Völker -
bundsprotokoll .

Line IKede des « eicdskanzlers in Iköln
Reichskanzler Dr . Luther, der am Montag in Köln weilte ,empfing die Vertreter der WirtfchaftSgruppen usw . Späterfand ein Festesten statt, wobei Oberbürgermeister Adenauerdie Lage des Rheinlandes infolge der Nichträumung von Köln

schilderte.
Der Reichskanzler erwiderte mit einer Rede , in der er u. a .ausführte : Die deutsche Reichsregierung verfolgt die Not des

besetzten Gebietes im vollen Bewußtsein der Tatfache , daß nunschon so manches Jahr das Gebiet für ganz Deutschland lei -det. _
Wir haben in unserer Arbeit dafür gesorgt, daß die

Rheinlande nicht zu einer Reparationsprovinz wurden . Wirwerden in unserer weiteren Politik dafür sorgen , daß die poli -
tischen Auseinandersetzungen zwischen Deutschland und denAlliierten nicht zum Schaden des Rheinlandes sich vollziehen
(Bravo ). Der deutsche Reichskanzler kann von der Frage der
Nichträumung der nördlichen Rheinlandszone nicht sprechen,ohne immer wieder in die Welt hinauszurufen , daß die Grund -
lagen für die einseitige Entscheidung der Alliierten über die
Nichträumung bis zum heutigen Tage nicht mitgeteilt wurden .Zu Verhandlungen ist die deutsche Regierung , wie ich es bei
jeder sich bietenden Gelegenheit ausgesprochen habe , bereit . Die
deutsche Regierung ist ebenso bereit , berechtigte Anstände , dieetwa von feiten der Verbündeten in der Frage der Entwaff -
nung erhoben werden , oder sonst zur Kenntnis der deutschenRegierung kommen , auf das schnellste wegzuräumen . Das
Ziel der Verhandlungen aber , die wir mit allem Nachdruck er -
streben, muß fein die schnellste Räumung der nördlichen Rhein -
landszone , damit das Rheinland das erwirbt , was ihm nachdem Vertrage von Versailles zusteht (Bravo ). Ich habe anden französischen Ministerpräsidenten die Frage gerichtet , ob er
entschlossen sei, die nördliche Rheinlandszone sofort zu räumen ,nachdem die Beseitigung der Deutschland etwa nachgewiesenenVerstöße in der Abrüstung sichergestellt ist ? Ich habe auf dieseFrage eine Antwort bis heute nicht bekommen ( hört , hört ) .
Wohl aber ist von politischer Seite in der französischen Presse
ausgesprochen worden , daß die Räumung der Kölner Zonenicht etwa nur von der Entwaffnungsfrage sondern auch da-
von abhängig gemacht werden sollte , daß vorher ein besonde -
rer Sicherheitspakt zugunsten Frankreichs zustande kommt. Ichkann nicht annehmen , daß in dieser Auffassung die Ansicht der
französischen Regierung zum Ausdruck kommt. Immerhin
muß ich bei der begreiflichen Beunruhigung , die über dieseFrage nicht nur im besetzten Gebiet , sondern in ganz Deutsch --
land besteht, folgendes bemerken : Ich habe namens der deut -
scheu Reichsregierung ausgesprochen , daß die deutsche Regie -
rung bereit ist , an der Lösung der Sicherheitsfrage positiv mit -
zuarbeiten . Sollte man aber von der Lösung dieser Fragedie Räumung abhängig machen, so muß dieser Gedanke , der
keinerlei Begründung im Vertrage von Versailles findet , mit
allem Nachdruck zurückgewiesen werden ( sehr richtig) . Der Ge -
danke würde obendrein den Niederbruch der juristischen und
moralischen Grundlage für das Zusammenleben der Völker
überhaupt bedeuten (sehr richtig) . Es wäre nicht nur das
Gegenteil des Geiste? der zur Genugtuung Deutschlands im
Londoner Abkommen zum Ausdruck gekommen ist, sondern es
wäre überhaupt das Gegenteil des Gedankens der internatio -
nalen Vereinbarungen , ja meine Damen und Herren , das Ge -
genteil des Gedankens der Sicherungsverträge selbst. Denn
auch diese Sicherungsverträge müssen eben , wenn sie ihren
Zweck erfüllen sollen , unter dem Gesichtspunkt der Achtungvor den Verträgen stehen (sehr wahr ) . Zum Schlüsse be -
tonte der Reichskanzler , daß es sich bei der Lösung der Kölner
Frage und bei der Lösung der Frage der Räumung der nörd-
lichen Rheinlandszone nicht um die Frage des beseiten Gebie -
tes , sondern um du Frage Deutschlands bandele . Ich nzerdedie Arbeit , die ich »m Ruhrgebiet habe leisten können , und die
mich an den Rhein geknüpft hat, nie vergessen. Wer von un»
im Ruhrgebiet gelebt hat, der kemrk die Fragestellung , die dar -
auf abzielt , da» Zusammenleben großer Menschenmassen , die
jetzt fleißig die Hände regen zu ermöglichen unter ganz neuen
Lebensbedingungen , unter Bedingungen , die erst vor einem
Jahre zur Wirksamkeit geworden find, der weiß , daß es sich
hier um eine soziale Frage handelt , deren Lösung die besten
deutschen Kräfte erfordert . Hier in Köln , hier im Angesichtde»
lebe

tschen Kräfte erfordert . Hier in Köln , hier im Angen .bt
Kölner Domes fordere ich Sie auf , mit mir zu rufen : E »

i der deutsche Rhein !

Reichskanzler Dr . Luther hat Dienstag abend Köln verlas -
sen und hat um 11 Uhr 58 Min . die Reise nach München an -
getreten .

Der HimmelSbachprozeß . Nach dreitägiger Pause wurde
am Montag in Berlin der Himmelsbach - Prozeß wieder aufge -
noinmen . Von den inzwischen geladenen Zeugen ist nur ein
Teil erschienen ; der andere hatte sich entschuldigt. Noch vor
Eintritt in die eigentliche Verhandlung kam es zu erregten
Auseinandersetzungen zwischen dem Privatkläger Himmelsbach und dem Beklagten Kernbach bezw . den beiderseitigenRechtsbeiständen . Es folgte dann die Vernehmung der Zeu »
gen .

Mit der Beilage : Dr. med . Robert Hahn & Co., G. m. b. H ., Magdeburg , betr . „Nervosiu"

Die IKubrentsckädigungen
Der Regierungsdenkschrift , deren Veröffentlichung noch nicht

erfolgt ist . sendet jetzt der Verein zur Wahrung der gemeins«.
men wirtschaftlichen Interessen in Rheinland und Westfaleneine unfangreiche Darlegung , die offenbar der amtlichen Er -
klärung präludieren soll, voraus . Dazu schreibt die „Franks.Ztg ." :

Eine peinlichere , eine in Wahrheit belastender« Verteidigungkonnte tatsächlich nicht geschrieben werden ! An dem , was ernst-hast -cbjektive Kritik gegen die geheime Ausschüttung von 645Millionen Goldmark — der Betrag bleibt nur wenig hinterdem tatsächlichen Gesamterlöse der Dawes -Anleihe zurück ! —
einzuwenden hatte , geht die Denkschrift des Vereins geflissentlichvorbei . Fortgesetzt versucht sie eS so darzustellen , als ob sie imNamen des ganzen besetzten Gebietes zu sprechen berechtigtwäre , während doch gerade der Unterschied der prompten undsplendiden Entschädigung der Großindustrie gegenüber der , Be .Handlung der zahllosen Nein »» Geschädigten so aufreizend ge-wirkt hat . Fortgesetzt behauptet sie , daß die Kritik jeglicheEntschädigung für die der Ruhrindustrie durch die Micum ab-gepreßten Reparationslieferungen verneinen wolle , währenddoch in Wirklichkeit nur die Höhe und die Methode dieser Ent -
schädigungen angezweifelt wurde . Schon diese Verschiebungdes Diskussionsthemas spricht nicht gerade für ein gutes Ge-
wissen . Noch schlimmer aber ist, was die Denkschrift derSchwerindustrie an Tatsächlichem auszuführen sich er-kühnt. Denn das ist tatsächlich nichts anderes als eine Speku -lation auf dir ungenügende Informiertheit der deutschen öf -
fentlichkeit .

Die Denkschrift geht davon aus , daß nach der auf der kürz»lichen Konferenz der alliierten Flnanzuiinister vorgelegten Be -
rechnung der Besatzungsmächte aus dem besetzten Gebiet derBetrag von 982 Millionen Goldmark herausgepreßt wordensei . Diese Aufstellung bleibe , so sagt die Denkschrift, bestimmthinter der wirklichen Summe zurück , die das besetzte Gebiethabe zahlen müssen und die nach anderen französischen Nach-
weisen für die Zeit von Januar 1928 bis zum Dezember 19241,2 Milliarden Goldmark betragen dürfte . Die vom Reichausgeworfene Summe mache, so folgert sie . nur 60 Prozentder Schäden aus , und dabei dürften die Leistungen des be -.
setzten Gebietes mit den Schäden nicht verwechselt werden, sieseien viel höher . „Die unermeßlichen Verluste während desRuhrkampfes an Betriebskapital durch Geldentwertung unddurch das Stilliegen der Betriebe und der Verkehrsmittel , disgleichen Schäden in der Zeit nach dem passiven Widerstanddurch verloren gegangene GeschäftZbeziehungen sind ziffern ,mäßig weder zu erfassen noch zu ersetzen.

"
Zunächst zum Letzten ist doch wohl anzumerken, daß dieVerluste des gesamten deutschen Bolkes durch die grausige In .

flationswirtschaft während des> Ruhrkampfjahres 1923 ohneZweifel noch viel unermeßlicher gewesen sind. Allein dieAusgaben der Reichskasse für de» Ruhrkamps sind auf 1Z Mil -liarden Goldmark berechnet worden . Diese finanziellen Reichs-
ausgaben für den Ruhrkrieg sind, wie man weiß , in den letz-ten Monaten der Finanzierung des passiven Widerstände»laufend so groß gewesen , wie die monatlichen GesamtkriegS»
kosten auf dem Höhepunkt des Weltkrieges ! Und das sind nurdie Summen der unmittelbar aus dem unbesetzten Deutsch,land nach dem besetzten Gebiet durch das Reich gezahltenUnterstützungsgelder . Was noch weit darüber hinaus da »
deutsche Volk durch die Zerrüttung seiner Wirtschaft eingebüßthat — materiell und durch die Zerstörung von Gesundheitund Leben — das sollte heute wirklich noch nicht vergessensein . Die Erinnerung daran müßte es verbieten , so zu sprc-
chen, wie diese schwerindustrielle Denkschrift es sich erlaubt .Da sie es trotzdem tut , so ist immerhin ins Gedächtnis zu-
rückzurufen , daß es durch die Ruhrinflation nicht nur uner «
meßliche Verlust « , sondern , bei einzelnen , auch riefige Ge-Winne gegeben hat , und daß es nicht nur die Barmats , sondernauch Leute mit ganz anderen Namen , auch im Ruhrrevier ge-
wefen find , die in der Zeit des allgemeinen Verfalls solcheriesige Gewinne auf Kosten der BolkSgesamtheit zu erzielenverstanden . Solche Gewinne gegen ihre an sich gar nicht be -
strittenen Verluste aus den Micurnlasten aufzurechnen, ist eine
praktische Aufgabe von einiger Ernsthaftigkeit ,

Wie aber steht eS denn nun mit den 982 Millionen Gold¬mark, die nach der Ruhrbilanz der Besatzungsmiichte au»dem besetzten Gebiet herausgeholt und jetzt nach der schwerin-
dustriellen Denkschrift nur init 60 Prozent entschädigt worden
seien . Diese in der deutsche» Öffentlichkeit wenig bekannt gc°wordene Zahl ist in der ..Frankfurter Zeitung " in den Einzel -
heiten ihrer Zusammensetzung mitgeteilt worden. Danach ste -
hen den 981 .9 Millionen Einnahmen 184 Millionen Ausgaben
gegenüber , darunter neben 114 Millionen militärischen Au»,
gaben , 16 Millionen für Verwaltungs - und Erhebungskostenund 54 Millionen für Ladekosten der Kohlen und Ausbeutungder Fabriken . Das mag auf sich beruhen. Entscheidend istetwas anderes : dies nämlich , daß von den 981 ,9 Millionen die
Hälfte , nämlich 490 Million »« auf Barerhebungea entfallen ,die mit den jetzt an die Großindustrie ausgeschütteten «45 Mil -lionen gar nichts »der nur indirekt zu tun haben. Diese Bar -
erhebungen setzen sich wie folgt zusammen :

Kohlcnsteuer 129 Millionen , Zölle 163, Erlaubnisscheine usw.101, Waldungen 27 , Reingewinn der Regiebahn 67 und Pässeund Diverse 3 Millionen Mark.
Aus der Beschlagnahme von Marknoten , aus Strafen und

Requisitionen werden weiter 45,5 Millionen ausgewiesen . Und
für Raturallieferungen verzeichnet die Ruhrbilanz der Besät »
zungSmächte lediglich einen Posten von 446,4 Millionen Mark.Ob diese Berechnungen der Franzosen im einzelnen etwas zuniedrig angesetzt sind, lassen wir ganz dahingestellt. Wen»
aber die schwerindustrielle Denkschrift, um die an die Groß»»-



dustrie ausgeschütteten 645 Millionen zu rechtfertigen , sich aufdie französische Gesamtsumme von 982 Millionen beruft und
sich damit eine Entschädigung von nur 69 Prozent ausrechnet ,
ohne hinzuzufügen , daß in diesen 982 Millionen wirkliche Na -
turallieferungen nur in Höhe von 446 Millionen enthalten
sind — so ist das wahrhaftig ein starkes Stück .

Es wird noch stärker , wenn man hinzufügt was die schwer¬
industrielle Denkschrift hinzuzufügen freilich wieder unterläßt— daß speziell der Ruhrbergbau ja sehr große EntschädigungS -
betrüge schon erhalten hat. Die Arbeiterschaft hat mit nied-
rigen Löhnen und Arbeitszeitverlängerung , der gesamte Koh¬
lenverbrauch hat Monate hindurch mit hohen Überpreisen an
den Mieumlasten des Bergbaues mitgetragen . Vor allem aber
hat das Reich ihm ja bereits im Sommer 1924 schon direkt
große Zuwendungen gemacht : im Juni und Juli durch . Hin »
gäbe von 12 und 20 Millionen Mark in zinslosen unbefriste -
ten Darlehen , im August durch die tatsächliche Zahlung von,wenn wir recht unterrichtet sind , 133 Millionen Mark in Schatz -
anweisungen . Große Steuernachlässe , Vorausbezahlungen der'Reichsbahn und billige Kredite von dieser und von der Post ka-
men hinzu . Von alledem spricht die schwerindustrielle Denk -
schrist mit keinem Worte . So ist sie tatsächlich ein völlig
wertloses Dokument , nur geeignet , das Mißtrauen und die
Erregung noch weiter zu verschärfen ."

*
* Das „Berliner Tageblatt " macht nähere Mitteilungen über
die Beträge , die durch die Gewerbliche Hilfskasse , dte soge¬
nannte Hika , in der Zeit des Ruhrkampfes an die westliche
Industrie geflossen sind. Die Hika unterstand danach dem
Reichswirtschaftsministerium , dessen Leiter in der in Frage
kommenden Zeit der volks-parteiliche Reichstagsabgeordnete Dr .
Becker - Hessen war . Sie gewährte der unter dem Ruh ^ein -'
fauch in ihren Produktionsmöglichkeiten beschränkten Industrie
Kredite , die direkt den betroffenen Industriellen zugeführt
Wurden . Minister Dr . Becker soll es , wie das „ Tageblatt " be-
hauptet , abgelehnt haben , die Kredite auf wertbeständiger
Grundlage zu berechnen, weil er mit einer längeren Dauer
der damaligen Markstabilisierungsaktion gerechnet habe . Die
großen Werke des Westens hätten nun mit Hilfe dieser Sub -
ventionen ihre Werksanlagen ausgebaut und zum Teil die
Papiermark auch in Devisen umgewandelt . Besonders reich-
lich sei die nordwestliche Gruppe der Eisen - und Stahlindu -
prie mit Krediten bedacht worden , darunter die Firma Otto
Wolf , Rheinstahl , Dortmunder Union u . a . ; im ganzen seien
etwas über 100 Firmen in Frage gekommen . Die Kredite
seien später mit dem Goldwert von einigen Pfennigen zurück -
gezahlt worden und überstiegen in ihrem Goldbetrage bei wei -
tem die der Ruhrindustrie jetzt gewährte Entschädigungssumme
von 669 Millionen Mark . Im ganzen komme ein Betrag von
etwa zwei Milliarden Goldmark in Betracht , der damals der
westlichen Industrie aus dem Wege der Papiermartkredite vom
Reich geschenkt worden sei.

Dazu schreibt die „ Franks . Ztg .
" : Ob diese Zahlenangabe

zutrifft , muß zunächst dahingestellt bleiben . Soviel wir wis -
fen , beschäftigt das Verlangen nach Nachprüfung der Kredit -
aktionen der Hika schon seit einiger Zeit die ReichstagSfrak -
tionen der Linken . Sobald die Ruhrentschädigungsdenkschrift
vorliegt , wird im Reichstag sicherlich der Antrag aus Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses gestellt werden , und das Ar -
beitsgebiet dieses Ausschusses wird auch auf die Subventionen
während des Ruhrkampfes ausgedehnt werden .

♦
Die Denkschrift , die diö Reichsregierung über die Ruhrent¬

schädigung herauszubringen beabsichtigt , ist noch nicht fertig -
gestellt . Die Herausgabe wird sich noch um einige Tage ver-
zögern . Bevor die Denkschrift herauskommt , wird sie noch dem
Reichskanzler vorgelegt werden . Da der Reichskanzler aber
erst am Donnerstag von seiner Reise nach Berlin zurück-
kommt , dürfte die Herausgabe der Denkschrift kaun , vor
Gnde der Woche zu erwarten sein .

Eine englisch- Stimme zur Sicherheitsfrage
Garvin bezeichnet im Londoner „ Observer " die SicherheitS -

srage als das größte Problem , dem sich die britische Regie -
rung und die britische Nation augenblicklich gegeirübergeslellt
sähe . Bevor nicht die Sicherheit Frankreichs und Belgiens im
Berein mit der Großbritanniens unbedingt garantiert sei ,
komme man einer allgemeinen Beruhigung nicht näher . Das
Land sei entschlossen , daß die verhängnisvolle Zweideutigkeit
vom Juli 1914 niemals wiederholt werden dürfe . Ein Ver -
such, die gesamte Bersailler Karte von Europa für immer als
unabänderlich zu erklären , müßte zu einer Katastrophe führen ,
die schlimmer als die letzte sein würde .

Di « Stabilisierung Osteuropas könne nur durch die Revi -
sion der Grenzen erfolgen . Das Genfer Protokoll in seiner
augenblicklichen Gestalt werde nicht angenommen werden . Die
Unverletzbarkeit Belgiens bleibe der Eckstein der britischen
Außenpolitik . Eine besondere unbedingte und dauernde Ga -
rantie sei unentbehrlich . Wenn Holland es wünsche , würde
man bereit sein , auch ihm eine derartige Garantie der Un -
verletzlichkeit zu gewähren . Auch Frankreich könne nicht
sicher sein , ohne eine volle britische Garantie seiner Grenzen
einfchließlich Elsaß -Lothringens . Deutschland sei augenblicklich
entwaffnet . Ein verfrühter Ausbruch von Kriegswahnsinn
könne es daran hindern , wieder die stärkste Nation Europas
zu werden . Wenn Frankreich von Großbritannien keine
Sicherheitsgarantie erhalte , so werde es sie sich auf andere
Weise suchen und anr Rhein bleiben . Die Rheinlandsrage
werde dann früher oder später eine Frage des Krieges wer -
den . Das Protokoll in seiner gegenwärtigen Gestalt würde
den Völkerbund zu einer riesigen und heiligen Allianz der
Sieger und zum dauerndenden Unterdrücker der Besiegten
machen . Wenn dagegen Großbritannien Frankreich , Deutsch -
land , Belgien und vielleicht auch Holland versöhnt und in
einer Politik des Zusammenwirkens vereint werden könnten ,
so könne der allgemeine Friede dauernd aufrechterhalten wer -
den . Garvin ist der Ansicht, daß auf dieser Grundlage die
Unverletzlichkeit Belgien ? garantiert würde , desgleichen die
Endgültige Wiedervereinigung Elsaß -Lothringens mit Frank -
reich.

Zusammenfassend kommt Garvin zu dem Schluß , daß ein
gegenseitiger Sicherheitspakt zwischen Großbritannien , Frank -
reich und Belgien die erste Bedingung des europäischen Ber -
trauens sei . Zwischen diesen drei Nationen und Deutschland
würde er den Weg für eine endgültige Regelung ebnen und
die Wiederherstellung des Rheinlandes und des SaargebieteS
in spätestens 19 Jahren sicherstellen . Die Ostgrenze Deutsch -
kandS sei jedoch unnatürlich und könne keinen Bestand haben .
Hier liege die Wahl zwischen friedlicher Revision und Krieg .

Dir Genfer Opiumkonferenz gescheitert . Nachdem es auch
in einem Unterausschuß nicht gelungen

"
ist , eine Einigung

zwischen dem amerikanischen und dem englisch -französisch -
holländischen Standpunkt in der Frage des Beginns der Frist
für die Unterbindung des Rauchopiumgenusses zu erzielen ,
können die Verhandlungen , wie ans Genf gemeldet wird , hier-
über als gescheitert gelten . Die Amerikaner beabsichtigen,
die Konferenz zu verlassen . Die Stimmung ist in Völker -
kmndskreisen ziemlich gedrückt , da man von der Abreise der
Amerikaner auch eine Schwächung des Gesamtansehens des
Völkerbundes in den Bereinigten Staaten befürchtet .

Deutscher Reichstag
WTB . Berlin , v. Febr .

Präsident Löbe eröffnet die Sitzung - um 2.25 Uhr und teilt
mit , daß der Abg . Dr . Höste (Ztr .) sein Reichsmandat nieder -
gelegt hat ( Lebhaftes Hört , hört ) .

Die Eingelberatung des
Haushalts des ReichsarbritSministeriums

und der damit verbundenen zahlreichen Anträge aller Par -
teien wird fortgesetzt , und zwar mit der Besprechung über
den Abschnitt „ Arbeitsvermittlung und Erwerbslosenfür -
sorge " .

Abg . Brey (Soz . ) wendet sich gegen zahlreiche Betriebsstil -
legungen bei Reichsbetrieben . Der Redner fordert für die
Erhöhung der Unterstützungssätze eine Zwischenlösung und
einen Ausgleich der Sätze in den einzelnen Wirtschastsbe -
trieben .

Abg . Hartmann ($ n . Vp .) erklärt , die beste Lösung der Er »
werbslosenfrage liege in der Beschaffung von Arbeitsmöglich -
leiten . Hier müsse besonders die Erschließung von Moor - und
Odländereien in Angriff genommen werden .

Abg . Bartschat (Dem . ) beantragt , einen Betrag von 89 Mil »
lionen vorwiegend zur Unterstützung der Erwerbslosen einzu -
setzen , deren Unterstützungszeit abgelaufen ist . Der Redner
fordert weiter eine Summe von 89 Millionen Mark zur Her -
stellung von kleinen und mittleren Wohnungen und zur Od -
landkultivierung .

Abg . Rädel (Komm .) verlangt Erhöhung der Mittel fürdie produktive Erwerbslosenfürsorge auf 599 Millionen Mark .
Ministerialrat Weigert wendet sich gegen die Darstellungder Linken , als ob die letzte Erhöhung der Unterstützungssätzeeine Knickerei wäre . Für den Wohnungsbau sei die produk¬tive Erwerbslosenfürsorge ungeeignet . Im kommenden Früh -

jähr werden voraussichtlich unter den Bauarbeitern keine Ar -
beitslosigkeit herrschen , eher werde es an gelernten Bauar -
beitern fehlen .

Die Beratung wendet sich dann Abschnitt „ Tarifverträgeund Lohn - und Einigungswesen "
zu .

Abg . Gok (Dn . Vp . ) : Der Unternehmer habe nicht an nie -
drigen , sondern an richtigen Löhne » Interesse . Zu niedrige
Löhne seien ein Zeichen dafür , daß ein Betrieb krank sei, nnd
kein Unternehmer werde dieses wünschen . Was allerdingsder richtige Lohn sei, wisse kein sterblicher Mensch . Auch der
Vorsitzende des Schlichtungsausschusses nicht . Redner fordert
Beseitigung des § 6 der Schlichtungsordnung über die Ver -
bindlichkeitserklärung .

Abg . Aufhäuser ( Soz . ) wirft den Unternehmerverbänden
vor , nun sie wieder Boden unter den Füßen fühlen , sozialeReaktion zu betreiben . Der Redner richtet besonders heftige
Angriffe gegen die Banken , die nach Einheimsung ihrer rie -
sigen JnflationSgewinne nicht nur die Papierscheine , sondern
auch die Angestellten eingestampft Hütten . Den auf die Straße
geworfenen Mieumangestellten habe das Arbeitsministeriumden Rat gegeben , sich »ach Paris zu wenden .

Abg . Dr . Pfeffer (35. Vp . ) erklärt , das System des Zwangs -
tarifs widerspreche dem Systerii der Vertragsfteiheit .

Abg . Stegerwald (Zentr .) bezeichnet es angesichts der
Machtlosigkeit der Gewerkschaften als eine Staatsnotwendig -
keit, daß von staatswegen in das Verhältnis zwischen Arbeit -
geber und Arbeitnehmer eingegriffen wird .

Abg. Schneider (Dem . ) betont die Notwendigkeit des Schlich -
tungswescns , um die Gefährund öffentlicher Interessen durch
Arbeitskämpfe zu vermeiden und weiter zu verhindern , daßdie Lebenshaltung der Arbeiterschaft auf ein unerträgliches
Niveau herabgedrückt wird .

Um 6 *4 Uhr wird die Haushaltsberatung unterbrochen .
Die über die Beschlüsse des Ausschusses hinausgehenden An -
träge in der Erwerbslosenfrage werden abgelehnt . Es wird
dann

die zweite Beratung des Wirtschaftsabkommens mit Siam
bei der in der letzten Sitzung Beschlußunfähigkeit des Hauses
eintrat , fortgesetzt . Zur Abstimmung steht der grundlegende
Artikel 1 , der die Zustimmung zum Abkommen enthält . Die
Abstimmung ist namentlich .

Abg . Koch - Weser (Dem .) erklärt , es müsse durch die nament »
liche Abstimmung festgestellt werden , ob die Deutschnationalen
die Konsequenz aus ihrer Anschauung über den Vertrag zie-
hen und dagegen stimmen werden , oder ob diese Worte , die
der Agitation entnommen wurden , nur als billige Scheide - -
münze angesehen werden können .

Abg . Schultz -Bromberg (Dt . Rat .) erklärt unter lebhafter
Unruhe der Linken , er wolle noch einmal feststellen , daß der
Abg . von Freytag -Loringhoven nicht gesagt habe , der Vertrag
verstoßen gegen Ehre und Würde des Reiches , sondern er habe
nur von einer Schädigung des Ansehens des Reiches gespro -
chen ; das sei etwas ganz anderes ( Lautes Gelächter links ).

Abg . Dittmann ( Soz . ) hält der Rechten vor , sie wolle nur die
Macht in die Hand bekommen , aber sich um die Verantwor -
tung herumdrücken . Die Deutschnationalen wollen in der
Regierung bleiben und den Bürgerblock für ihre Zwecke aus -
nutzen . Sie sollen jetzt aber auch gezwungen werden , Farbe
zu bekennen . ( Beifall links ) .

Abg . v . Freytag - Loringhoven (Dt . Nat . ) , der von lebhaften
Aha -Rufen der Linken empfangen wird , erklärt , daß die Hal -
tung der Demokraten und Sozialdemokraten in der legten
Sitzung seine Freunde veranlaßt hätte , ihre Stellung A»m
Vertrag » och einmal zu überprüfen (Minutenlanges Gelächter
links ) . Ein Teil seiner Freunde stimme dem Vertrag trotz
mancher Bedenken im Interesse der Siamdeutschen zu . Der
Außenminister habe zur Milderung Gründe angeführt , aber
seine Einwendungen nicht berührt . In seinem Gesamturteil
habe Dr . Stresemann ihm schließlich zustimmen müssen (Leb -
hafter Widerspruch ) . Eine Mehrheit für die Vorlage sei un -
tcr allen Umständen gesichert . Der Zweck feiner Rede sei.
dem Auswärtigen Amt gegenüber dem Ausland den Rücken
zu stärken . Infolge des Vorgehens der Demokraten und So -
zialdemokraten sei jetzt eine andere Aufgabe in den Vorder -
grund getreten . Jetzt handle es sich darum , daß unsere
außenpolitischen Beziehungen nicht zum Spielball parlamen -
tarischer Leidenschaften gemacht werden (Großes Gelächter
links und in der Mitte ) . Deshalb hätten auch diejenigen
seiner Freunde , die Gegner des Vertrages seien , sich entschlos¬
sen, dafür zu stimmen ( Schallendes Gelächter links und in der
Mitte ) .

Abg . Dittmann ( Soz . ) stellt unter der Heiterkeit der Sin -
ken fest, daß die sozialdemokratische Erziehungsarbeit bei den
Deutschnationalen Erfolg gehabt habe ( Lachen rechts ).

Abg . Koch - Weser (Dem . ) beantragt , die Rede des Abg . v.
Freytag - Loringhoven zum öffentlichen Anschlag zu bringen
(Große Heiterkeit ) . So zynisch habe noch niemand die Ver -
antwortungslosigkeit seiner Denkweise dem Reichstag öffent -
lich dargelegt . (Unruhe rechts , lebhafte Zustimmung links ) .
Der Zweck des Vorgehens der Demokraten sei die Hohlheit der
deutschnatnionalen Agitation , die sich seit 5 Jahren breit
ntiTche , einmal öffentlich hier festzustellen . ( Zustimmung links
und in der Mitte , Gelächter rechts ) .

Abg . Graf Westarp (Dt . Natl . ) erklärt sich damit einverstan -
den, daß die Rede feines Parteifreundes zur Weiterverbrei -
tung im Lande angeschlagen wird (Heiterkeit rechts ) . Sem (

Parteifreund habe keinen subjektiven Borwurf eines Verstoß -
gegen die Ehre des Reiches erhoben , sondern von einer ob

'
jektiven Schädigung gesprochen «Gelächter links ) .

Die Abstimmung über Artikel 1 ergibt die Annahme desVertrages mit 224 gegen 129 Stimmen bei I Stimmenthai -tung . Dagegen stimmen die Sozialdemokraten , die Kommu -nisten und die Nationalsozialisten . Die Vorlage wird daraufauch in der 3 . Lesung und in der Schlußabstimmung ange.nommen , ebenso die Entschließung zugunsten der Siam .
deutschen .

Hierauf tritt Vertagung des Hauses bis Dienstag nach ,mittag 2 Uhr ein : Reichsarbeitsministerium . Schluß 7 Uhr.

Die Untersuchung der FinanzakkSren
Im Preußischen Untersuchungsausschuß teilte am Montagvor Eintritt in die öffentlichen Verhandlungen der VorsitzendeDr . Leidig (D . Vpt . ) mit , daß eine vertrauliche Besprechung

zwischen den Ausschußmitgliedern , Vertreter !» der Staats « » -
waltschast uud dem Untersuchungsrichter stattgefunden habe,die sich mit der Frage beschäftigte , inwieweit die Ansschnßver -
Handlungen dem schwebenden Gerichtsversahren hinderlich seinkönnten . — Zur Tagesordnung teilte der Vorsitzende Dr .
Leidig mit , daß jetzt in dem Verhalten der Rcich «regier „ »z
gegenüber dem Untersuchungsausschuß ein gewisser Um-
fchwung eingetreten sei . Wäbrend , wie anzuerJennuen sei ,bisher die ReichSregierung dem Ausschuß in sehr weitgehen -
dem Matze Material zur Verfügung gestellt hätte , sei ein Te-
legramni des ReichSwirtschasisminister eingetroffen , das g«.
gen die Herausgabe der Akten grundsätzliche Bedenken aus -
spreche.

Bei Vernehmung des Zeugen Krinünalkomrnissar Kling .
Hammer kam es zu verschiedenen Zusammenstößen . Kuttn «
( Soz .) erklärte , der Zeuge Klinghammer trage fortgesetzt
Dinge vor , die er irgendwie qjs Tatsache » vermute . Er habe
sich über die Beschlagnahme des angeblichen Privatbrieses
durch Ministerialdirektor Falk aufgehalten . „ Hat der Zeuge
nicht selber beispielsweise in der Angelegenheit des Kriminal -
inspektors Wilke auch Privatbriefe beschlagnahmt , namentlich
den Brief an den Reichstagsabgeordneten Krüger , der mit
dieser Sache gar nichts zn tun hatte , trotzdem aber nach kur-
zer Zeit in der Öffentlichkeit erschien ? "

. Zeuge Klinghammer
erwiderte , es handelte sich dabei uin einen Brief an de» Abg.
Krüger , bei dem Standesinteressen ein Rolle spielten und den
er dem Beamtenausschuß vorgelegt habe ( Bewegung ) . Er
habe aber zu der Wochenschrift „ Wahrheit ", in der der Brief
kurze Zeit nach der Beschlagnabme erschien , keine Beziehungen
gehabt . — Auf weitere Frage » Knttners gab der Zeuge Kling -
Hammer zu , daß einer der beschlagnahmten Privatbriese in
einer Ausschußsitzung des Vereins der Justizbeamten ver,
lesen wurde .

In der Nachmittagssitzung erklärte Ministerialdirektor Falk,
seine Bekundungen könnten nur eine Ergänzung des Inhalt ?
der Akten sein . Er sei organisiertes Mitglied der deutsche»
demokratischen Partei und habe zur sozialdemokratischen Par «
tei in keiner Beziehung gestanden . Die Behauptungen Kling -
Hammers seien Kombuiationen von entweder unvollständigen
oder unrichtigen Ereignissen . U . a . kam er auf den Fall des
Regierungsrates Fürst zu fprechen . Es handelt sich dabei um
die Einfuhrerlaubnis für eine Firma über 6999 Sack Kaffee .
Die Einfurhbewilligung war ausgestellt von der Kanzlei des
ErnähruiigsministeriumS und unterzeichnet mit dem Faksimile
und Stempel des Regierungsrats Fürst . Später wurde wegen
dieser Sache Anzeige beim Wucheramt erstattet . Es wollte
aber niemand vom ErnährungSministerinm diese Einf «Srer -
laubnis ausgestellt haben . Bei dem RegierungSrat Fürst fand
dann eine von Klinghammer durchgeführte Haussuchung statt ,
wobei Falk anwesend war . Es stellte sich heraus , daß Fürst
während seiner Amtszeit mit der betreffenden Firma darüber
verhandelt hatte , als Direktor in ihre Dienste einzutreten .
Fürst hat dann um seinen Abschied aus dem Reichsdienst » ach-
gesucht . Bei der Untersuchung sei auch ein Brief gefunden
worden , der auf das Liebesleben Fürsts Bezug hatte . Damals
habe er , Falk , dazu aufgefordert , diesen Brief zu beschlag-
nahmen , da Fürst aus diesem Liebesleben Schuldverbindlich¬
keiten hätte haben können . Zur Bloßstellung von Fürst habe
keine Veranlassung vorgelegen . Falk beschäftigt sich dann mit
Klinghammers Aussagen über den Polizeipräsidenten Richter .

In einem Berliner Blatt war die Mitteilung enthalten , daß
der Bamtenausschuß sich mit der Frage des Ausscheidens des
Polizeipräsidenten und der Kandidatur Falk beschäftigt und
daß der Ausschuß gegen diese Kandidatur Stellung gcuom «
men hat . Die Mehrheit des Ausschusses sei, wie er erfahren
haoe , der Auffassung gewesen , daß diese Mitteilungen aus
Klinghammer zurückzuführen seien . Im weiteren Verlaufe
Jeiner Bekundungen kommt Falk dann auf die AngelegenheitZarmat zu sprechen . Von dem Zeuge » Klinghammer sei
ihm der Vorwurf gemacht worden , er habe die Weiterbehand -
hing der Sache Barmal verhindert . Klinghammer aber babe
selbst gesagt , daß lediglich das Vergehen wegen unerlaubten
Handels gegen Barmat vorgelegen habe . Dieses Vergehen
war aufgeklärt worden . Für die Exekutive fei dieser Fall
mit der Feststellung des Tatbestandes erledigt . Die Polizei
sei kein Untersuchungsausschuß ; ihre Arbeit könne sich nur
auf konkrete Tatsachen stützen .

*
Der frühere Reichspostminister nnd Zentrumsabgeorduett

Höfle hat jetzt sein Mandat niedergelegt . Wie das „ B . T .
"

meldet , richtete der Rechtsbeistand Dr . Höfles an den General «
staatsanwalt die Bitte , von der Erlassung eines Haftbefehl ?
gegen Höfle Abstand zu nehmen , da Höfle nicht daran denke ,
sich dem ihm drohenden Strafverfahren durch die Fliicyt zu
entziehen . Der Anklagevorwurf lautet dem Blatt zufolge auf
passive Bestechung und Amtsuntreue . Wie eine Korrespon¬
denz mitteilt , soll die Auffassung der Staatsanwaltschast da-
hin gehen , daß die Kreditgewährung Höfles in innigem Zu-
sammenhang mit seinen Beziehungen zu den Unternehmimgen
stehe , die die Postkredite empfangen hätten . Weiter sei man
der Meinung , es könne Höfle nicht entgangen sein , daß die
von ihm gewährten Kredite zu schweren Schädigungen de?
Reichsfiskus hätten führen müssen . Dr . Höfle selbst habe bn
seinen bisherigen Vernehmungen entschieden bestritten , da?
er sich bei der Gewährung von Krediten vo» anderen als fach»
lichen Erwägungen habe leiten lasten . Bezüglich des Abgeord-
neten Lange - Hegermann sei bis jetzt kein Strafverfahren tfl
Gang gekommen . In den nächsten Tagen sollen die Monte"
der mit Dr . Hösle in Verbindung stehenden Bariken von d«t
Staatsanwaltschaft geprüft werden .

Einer Korrespondenzmeldung zufolge soll gegen den ehema»
ligen Reichskanzler Bauer bereits ein Ermittlnngsverfahie «
auf Grund der Anschuldigung eingeleitet worden sein , daß er
entgegen den seinerzeit bestehende » Vorschriften Ankauf vo»
Devisen zum eigenen Vorteil betätigte . Ferner soll die Frag ^
geklärt werden , ob sich Bauer dadurch eine strafbare Verletz »^der Schweigepflicht habe zuschulden kommen lassen , daß
den Gebrüdern Barmat politische und wirtschaftliche Jnsor » ^tionen aus Reichsstellen zugeleitet habe , auf Grund deren • *
Gebrüder Barmat Devisenspekulationen zum Schaden



Nahrung deS Deutschen Reiches vorgenommen hätten . —
Laut der „B . Z. am Mittag " hat Bauer beim Untersuchungs¬
ausschuß des Preußischen Landtags seine nochmalige Berneh -
Mung beantragt , mit der Begründung , daß der veröffentlichte
« mexima -Bries in sehr wesentlichen Punkten ««richtig sei,
und daß er darüber Aufllärung geben wolle .

Politische Neuigkeiten
Die Regierungsbildung in Preußen

Zur heutigen Wahl des Ministerpräsidenten im Preußische«
Landtag schreiben die Berliner Blätter , daß Dr . Marx voraus -

Schtlich
mit derselbe» Mehrheit gewählt werde, wie Braun .

Zarx werde das Kabinett auf der Grundlage der Weimarer
Koalition bilden und versuchen , die Wirtschaftspartei zur Stüt -
zung seines Kabinetts heranzuziehen . — Laut »Vorwärts " soll
das preußische Innenministerium unter der Leitung SeveringS
verbleiben . — Der „Berk. Lokalanzeiger" will wissen , bafj an
Stelle des bisherigen Landtagspräsidenten Barkel» der bishe-
rige Ministerpräsident Braun von der Weimarer Koalition
vorgeschlagen werde.

Der Prozeß gegen die deutsche,.Tscheka "
Vor dem Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik in

Leipzig beginnt am heutigen Dienstag der große politische Pro -
zeß gegen die sog . Tscheka, amtlich als Prozeß gegen Neumann
und Genossen bezeichnet . Angeklagt sind 16 Kommunisten,
sämtliche wegen Hochverrat, bezw . Beihilfe dazu in Tatein -
heit mit Geheimbündelei gemäß dem Gesetze zum Schutz der
Republik , einige von ihnen auch wegen Verabredung zum Po-
litischen Mord , wegen Mords und weiter wegen Vergehens
und Verbrechens gegen das Sprengstoffgesetz.

Die Anklage behauptet, daß nach dem Muster der russischen
Tscheka die deutsche Tscheka gebildet wurde , um den gewaltsa -
-neu Sturz in Deutschland und die Diktatur des Proletariats
herbeizuführen, sodann etwaige Verräter an der kommunisti¬
schen Sache zu beseitigen. Dazu sollte eine straffe, zentral !-
stische militärische Organisation dienen , für die Waffen ,
Sprengstoff und Munition beschafft werden sollten. Der mi°
Mansche Leiter der ganzen Geheimorganisation soll ein Russe
namens Skobelewsky alias Gorew gewesen sein. Auch die ver-
werflichften Mittel sollten angewendet werden. So werde der
Tscheka vorgeworfen, sich Cholera - und Typhusbazillen ver-
schafft und Versuche damit angestellt zu haben . Weiter soll
sie Attentats gegen General von Geeckt, Stinnes . von Borsig
und andere politische Persönlichkeiten geplant haben. Der
Hauptgegenstand der Verhandlung wird die Ermorderung eines
Friseurs .

* In den kommunistischen Zeitungen wurde die Tsche-
ka als eine Abwehrorganisation gegen Spitzel in den eigenen
Reihen bezeichnet . Die Verhandlungen finden statt unter dem
Vorsitz des Senatspräsidenten Dr . Niedner , die Anklage ver-
tritt Reichsanwalt Dr . Neumann mit Unterstützung des Land-
gerichtsrat Flügel.
Eine Rede des bayerische« Ministerpräsidenten

in Innsbruck
Bei einem Festessen anläßlich der Promotion des ehemaligen

österreichischen Vizekanzlers Fr . Fink hielt in Innsbruck der
wyerische Ministerpräsident Dr . Held eine Ansprache, in der
er zunächst betonte, daß er auf die Nachricht von der seierli -
chen Promotion Finks zum Ehrendoktor freudigen Herzen ?
nach Tirol geeilt sei . Er freue sich, daß nun auch Tirol seinen
Vauerndoktor habe, der Hand in Hand mit dem bayerischen
Bauerndoktor die Politik des Bauernstandes vertrete . Dr .
Held kam sodann darauf zu sprechen , daß die Universität"nuRbru -.k vor einem Jahre auch ihm die Würde eines Ehren -
doktors verliehen habe, wofür er bei diesem Anlaß nochmals
seinen persönlichen Dank abstatten wolle, und begrüßte dann
den Vizekanzler Fink. Unter Hinweis auf die hohe Bedeutung
der Innsbruck « Universität hob Dr . Held hervor , daß in die -
sen Tagen des Elends , die über das Deutsche Volk gekommen
seien, das kulturelle Zusammengehörigkeitsgefühl zwischen
Deutschland und Osterreich einen Trost und eine Gewähr für
die Zukunft bilde .

Französische Kritik an Herriot
iif dem sozialistischen Parteitag in Grenoble erklärte bei

der Erörterung des von L«on Blum erstatteten Tätigkeitsbe¬
richtes der Pazifist Gouttenoir de Toury , es sei klar geworden,
daß Herriot einen absoluten Mangel an Aufrichtigkeit an den^ ag gelegt habe. Es habe in allen seinen Reden die Legendeiwn dem deutschen Wolf gespukt , dem sich das französische
Schaf gegenübergestellt habe . Der französische Ministerpräsi -
ient zeige das verächtliche Gesicht des deutschen Militarismus
» nd des deutschen Nationalismus , aber er hüte sich wohl, das
i ' icht weniger häßliche Gesicht des französischen Nationalismus
>
_nd Militarismus zu zeigen. Herriot sprach sehr oft von der

Entwaffnung Deutschlands, aber niemals von der Entwaff¬
nung Frankreichs. Wenn die letzte Rede Herriots ihm die
Anerkennung der nationalistischen Presse eingebracht habe , so
habe er demgegenüber die Kritik der Demokraten der ganzenWelt hervorgerufen . Das deutsche Volk wolle keine Revanche.
Diese wollten nur die Reaktionäre , und diese seien in der
Minderheit. Der Redner erklärte , daß man gegenüber der
Politik Herriots eine Unterstützungspolitik treiben könnte, diesedurfte aber nur eine streng überwachte Unterstützungspolitlk
sein .

Ein Deputierter des Departements Cote du Nord erklärte ,-mn muffe das jetzige Kabinett unterstützen , dessen Existenz
ielleicht schon einen wirklichen Fortschritt für die Demokrat !-

nerung bedeute . — Ein Deputierter des Seine -Departements'orderte , den Tätigkeitsbericht von Leon Blum zu genehmigen'»d die Unterstützungspolitik fortzusetzen.
Die deutsch- französischen Wirtschaftsverliandlungen . Die Pa -' ?>«r . Information " berichtet, daß die Sachverständigen für' Handelsvertragsverhandlungen am Montag die Prüfung des

tftttBrorfeS für ein provisorisches Abkommen, das bis zum
• Tezember d . I . gelten soll , sortgesetzt haben . Man wisse«ch nicht, ob dieses technische Studium erlaubt , zu einer Ver -
«mdigung zu kommen. Was das endgültige Abkommen an -
C" fie , so werde der Text eines neuen Kompromisses DienZtag
wrmittag durch die beiden Delegationsführer geprüft werden .
Wenn die großen Linien des Entwurfes beiderseits angenom -
^ en werden würden , werde man für Dienstag nachmittag eine
^ ' llsitzung einberufen .

Mv Selbftrasievev.
Ohne Reizung die Haut rasieren , d. h . die Haut nicht ent-

! , en wie es mit der üblichen Rasierseife geschieht , sondern
natürliche Hautfett erhalten und ersetzen , das erreicht' »n mit der antiseptischen Hortiflor -Rasierseise mit der Cre-

^
-achse . Machen Sie sich sofort mit diesem neuen Prinzip

f* ,
Öcm Gebiete hygienischer Körperpflege vertraut und

c » Sie eine Karte an den Hortiflor -Per -
w . b , H , Berlin S .W . 189, Alexandrinenstr . 26. und

Sv Ee2 Um kostenlose und portofreie Ubersendung eines
j^

°
^ stuckeS Hortiflor - Creme- Seife nebst aufklärender Broschüre

MI

Eine Meineids» erlrit ««« zum Magrdburgcr Prozeß ? Unterder Uberschrift „Hinter den Kulissen des Magdeburger Pro -
zesses " teilt das Berliner Tageblatt in sensationeller Formmit , daß bei einem bereits mit Zuchthaus bestraften Mannenamens Isidor Kreil auS Kallmünz in Bayern , der wegen
Paßfälschung von der badischen Grenzpolizei an der Schwei-
zer Grenze verhaftet worden sei, Dokumente gefunden wor¬
den seien, die im Zusammenhang mit dem Magdeburger
Prozeß ständen. Das Blatt veröffentlicht die Dokumente im
Wortlaut . Es handelt sich um Briefe eines gewissen Thurmin Augsburg an Kreil , in denen der Adressat aufgefordertwird , eine Erklärung zu unterzeichnen, in der er sich bereit
erklärt , eine Reihe von landesverräterischen Verdächtigungen
gegen die Sozialdemokratische Partei und den seinerzeitigen
Reichstagsabg . Ebert vor emem Gericht eidlich zu erhärten .

H?nne INgchrtckten
Reichsarbeitsminister Dr . BraunS hat auf ärztliche Anord-

nung einen mehrwöchigen Urlaub zur Wiederherstellung seinerGesundheit antreten müssen , um die Folgen wiederholter Rück-
sälle seiner Nierenentzündung auszuheilen . Seine Vertretungübernimmt in allen Teilen der Staatssekretär Dr . Geib.

Das englische Parlament tritt am heutigen Dienstag wie-der zusammen . Laut „ Daily News" haben Macdonald undLloyd George ihre Absicht angekündigt, den Premierministerzu ftagen , ob die Erörterung der Schutzzollpolitik der neuen
Regierung bald erfolgen werde.

Die kommunistische Propaganda i« Französisch- Nordafrika .Der Pariser „Liberte " veröffentlicht ein Schreiben des Exeku-tivkomitees der 3. Internationalen , das von Sinowjew unter -
zeichnet und an den Führer der französischen Kommunisten,den Abg . Cachin gerichtet sein soll. Dieses Schreiben beschäs-
tigt sich mit der kommunistischen Propaganda in Nordafrika und
kündigt die Sendung von 15Oft) 000 Franken an zwecks Förde -
rung der kommunistischen Propaganda in den französischenKolonien . Das Schreiben soll vom 2. Dezember 1924 datiert
sein.

Bacüsc ^ier Teil
Kadiscker Tsndtsg

Nochmals dir Schulfrage im Haushaltsausschutz ,
In Ergänzung unseres letzten Berichts lassen wir den nach-

solgendcn. in der „ Freiburger Tagespost" enthaltenen Aus -
schußbericht solgen:

Es wurde ein Antrag !Dr . Baumgartner eingereicht mit
folgendem Wortlaut :

„Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er-
suchen , alsbald einen Gesetzentwurf vorzulegen, der durch
entsprechende Änderung des Schulgesetzes und des Schul-
auswandgesetzes vom 23 . März 1923 in der Fassung der
Personalabbauverordnung vom 17. März 1924 :

1. Die Umwandlung von 60V Unterlehrer , in Haupt -
lehrerstellen vorsieht ;

2. Eine Herabsetzung der auf einen Lehrer entfallenden
Schülerzahl unter die Zahl 70 zum Ziele hat, ohne daß
dadurch eine Verpflichtung der Gemeinde zur Errichtungweiterer Schulsäle begründet wird, und ohne daß dadurch^
die Geneigtheit der Gemeinde zur Errichtung weiterer über -
gesetzlicher Unterlehrerftellen unterbunden wird ;3 . Die Erhaltung derjenige,» Lehrerstellen, die infolge
Schülerrückganges an sich dem Abbau verfallen, aber die
einzige Stelle für eine Bekenntnisminderheit in den be-
treffenden Schulen find, vorsieht."

Der Antrag wurde in Absatz 1 und 3 einstimmig ange-
nommen ; in'

Absatz 2 bei Stimmenthaltung 1 Landbundes -
und 2 Zentrumsmitgliedern .

Die Debatte wendet sich dem seit Jahren heiß umstrittenen
§ 34 des Schulgesetzes zu.

Das Zentrum verlangte in einem Antrag : „Wenn in einer
von Schülern verschiedener Bekenntnisse besuchten Volksschule
infolge des Schülerrückganges die einzige mit einem Lehrerdes Bekenntnisses der Minderheit besetzte Lehrstelle in Weg-
fall zu kommen hat , und eine AushilfÄösung in Erteilungdes Religionsunterrichts an die Kinder dieses Bekenntnisses
durch einen benachbarten Lehrer nicht möglich ist, soll die
Stelle , sofern der Schülervückgang nur vorübergehend ist,einstweilen aufrechterhalten bleiben. Die betr . bereits aufge -
hobenen Stellen sollen wieder errichtet werden."

In einem weiteren Antrag wird zum 8 34 folgender Zusatz
gefordert : „Wenn in einer Schule infolge Austritts eines
Lehrers aus einer Religionsgemeinschaft, in der er bisher
Religionsunterricht erteilte , oder infolge seiner Erklärung ,den Religionsunterricht sürderhin nicht mehr geben zu wollen,die Erteilung des Religionsunterrichtes im lehrplanmäßigen
Umfange erschwert wird, so ist der betr . Lehrer auf Antragder Ortsschulbehörde zu versetzen .

"
Ein demokratischer Redner erklärt diesen Antrag in Wider -

spruch mit der Perfassung und wünscht , daß er nicht weiter
verhandelt wird . Ein Zentrumsredner weist diese Auffassung
zuvück. Der Antrag geht aus unserer weltanschaulichen Ein -
stellung hervor . Er entspricht aber auch einein Wunsch de»
gläubigen Volkes . Die Frage ist eine grundsätzliche und wenn
wir jetzt an eine Änderung des Schulgesetzesherantreten , muß
sie jetzt verhandelt werden. Gegen eine zwingende Bestimm
mung der Verfassung verstößt der Antrag nicht . Die Reichs»
Verfassung bestimmt im Artikel 14g Absatz 1 , daß der Religi »
onsunterricht ordentliches Lehrfach ist, daß seine Erteilungim Rahmen des Schulgesetzes geregelt und daß er in über -
«instimmung mit den Grundsätzen der betr . ReligionSgesell-
schaff erteilt wird . Erst Absatz 2 des Artikels 14S bezieht
sich auf die Freiheit des Lehrers , den Religionsunterricht zuerteilen oder nicht . Die Sorge für die Regelung des Reli¬
gionsunterrichts ist das Primäre . Die Freiheit deS Lehrerswird durch eine Versetzung nicht beseitigt. Der Zentrums -
antrag entspricht Artikel 149 Absatz 1 der Reichsverfassung,die von demokratischer Seite geäußerte Auffassung dagegen
widerspricht der Verfassung. Daher ist für die Annahme de»
Antrages keine verfassungsändernde Mehrheit erforderlich.Ein sozialdemokratischer Redner meint , Artikel 144 erkläre ,das ganze Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates .Der Staat habe nur noch die Verpflichtung, da? Schulwesen
zu regeln . Er habe es nur noch möglich zu machen , daß der
Religionsunterricht erteilt wird. Der sozialdemokratische Red-
ner will nicht rütteln an den bestehenden Verhältnissen . Prak -
tisch werde auS der Diskussion nichts herauskommen. Dafürwird er sich an der ganzen Debatte nur mit äußerster Zurück-
Haltung beteiligen und an dem bezeichneten Standpunkt fest-
halten .

Auch der demokratische Redner glaubt an dem seit 1919 ein-
genommenen Standpunkt festhalten zu sollen . Ein de«tsch -
«ationaler Redner führt aus , in der befischen Verfassungklafft zwischen 8 19 Absatz 2 und 3 und ähnlich in der Reichs-Verfassung zwischen Artikel 147 Absatz 1 und 2 eine Lücke .Die Lehrer konnten fragen , was geschieht mit unS, wenn die
Lücke klafft ; aber ähnlich könnten auch die Kirchengemeinden

ftagen . Der Redner steht aus dem Boden des Antrags un»findet nichts so Böses dahinter , wie andere Leute.Auch der deutschvoUSparteiliche Redner gibt zu . daß in de,Verfassung eine Lücke sei. Doch meint er, die Lage deS
Lehrers könnte durch den Antrag unter Umständen geschmä -lert und dem Religionsunterricht ein größeres Recht aus Sr -
teilung eingeräumt werden, als anderen Fächern. Der « om -munist erklärte , den Antrag auss schärfste bekämpfen z»wollen, während der UnterrichtSminister den Antrag bedauert,weil er den Anschein erweckte, als ob sich die größten Schmie »
rigkeiten bei der Unterrichtsverwaltung ergeben hätten . Die
Dinge sollten administrativ geregelt werden.Ein Zentrumsredner begründet den Antrag . Artikel 120der Reichsvevsaffung garantiere das Elternrecht auf die Er -
ziehung . Auch diesem Grundsatz der Reichsverfassung müsseRechnung getragen werden. Das Zentrum habe nie unter -
lassen zu betonen , daß eS prinzipiell auf dem Boden der Be-
kenntnisschule steht. Es wird an dem bestehenden Zustandnur dann nicht rütteln , wenn die Kautelen der badischen
„christlichen Simultanschule " aufrecht erhalten blieben. Di«
wichtigste dieser Kautelen sei der § 34. In den letzten Jahrensei durch die Praxis versucht worden, diesen Paragraphen m-
uerlich auszuhöhlen . Verschiedene Fälle der jüngsten Zeithätten gezeigt, daß das Ministerium aus administrativem Wegenicht helfen könne. Wiederholt habe die Regelung sehr langeZeit in Anspruch genommen, gerade deswegen, »veil dem Mi¬
nisterium eine gesetzliche Unterlage zun, Eingreifen fehlte.Diese gesetzliche Unterlage soll geschaffen werden . Das Zen-
trum habe, seitdem diese Lücke in der Verfassung gebliebensei, ohne Unterbrechung die Forderung gestellt und jetzt, wodas Schulgesetz doch eine Abänderung erfahren solle, müsseauch diese Frage geklärt werden.

Der Regierungsvertreter Ör . Huber gibt bekannt, daß in,
Jahre 1919 16 , 1920 LI , 1921 8, 1922 20, 19L3 4, 1924 5.also insgesamt seit dem Jahre 1919 74 Lehrer die Erteilungdes Religionsunterrichts abgelehnt hätten . In zwei Fällenhätten sich außerordentliche Schwierigkeiten ergeben, und eS
sei kein anderer Weg übriggeblieben, als auf Grund deS
§ 68 des Schulgesetzes den betr . Lehrer in den einstweiligenRuhestand zu versetzen und ihn anderweitig als Unterleder
zu verwenden . Eine Schmälerung seiner Rechte oder Bezügesei dadurch nicht eingetreten .

Der Vorsitzende wünscht auch eine Stellungnahme desLandbundes . Der Landbund- Vertreter , erklärte, daß er be-reit sei . über den Antrag seiner Fraktion zu berichten .Der Vertreter des Grund - und Hausbesitzes meint, dem
Zentrumsantrag , wie er vorliege, könne er seine Zustimmunggeben. Dort wo ein Lehrer allein sei, gebe es Zweckmätzigkeits -
gründe sür eine Versetzung, wenn der Lehrer den Religion»-
Unterricht verweigere . Der Lehrer habe sich dahin gemeldet ,im Bewußtsein , dort Religionsunterricht erteilen zu müssen .Wenn es sich um ein Pflichtsach handeln würde, dessen Ertei -
Iung der Lehrer ablehnte , würde die Unterrichtsverwaltungihn sicherlich auch nicht aus dem Posten belassen .Ein anderer ZentrumSredner weist noch dao- uf hin, dagder Antrag gerade den Schulfrieden zum Ziele habe , wäh-rend ein sozialdemokratischer Redner die Befürchtung auS-
spricht, es könnten Lehrer , um in die Städte zu kommen , die
Erteilung deS Religionsunterrichts ablehnen.Ei» demokratischer Redner meint , aus Grund des bisheri-gen Ergebnisses liege die Notwendigkeit zu einer Gesetzes -
Änderung nicht vor . Durch die Annahme des Zentrumsan -
träges würde erreicht werden, daß manche Lehrer nicht mehrden Mut des Bekennens ausbrächten, insbesondere würde derStreit in den Gemeinden leidenschaftlicher . Was soll ge-
schehen , wenn der Lehrer aus der Religionsgemeinschaft aus -
geschlossen wird ? Im Oberland sei dies geschehen, weil einLehrer der theosophischen Gesellschaft angehöre. Es sei ihmdeswegen die Erteilung des Religionsunterrichtes untersagtworden . Auf diesem Wege könnten staatliche Beamte wegenihrer konfessionellen Zugehörigkeit unter eine geistliche D'S-ziplinierung gestellt werden, die von staatswegen nicht ge-duldet werden dürfte . Auf den Standpunkt habe man sichstaatlicherseits bereit gestellt , als die Kirche den Modernisten-eid verlangte . Eine solche Forderung der Kirche müßte vordem Staatsbeamten Halt machen .Ein Zentrumsredner macht den Vorschlag , da der demokra -
tische Redner immer so sehr die Beamteneigenschaft des Leh-rers betone, möge man die Lehrer wie die Beamten behan-dein hinsichtlich der Berfetzbarkeit, dann sei die Frage gelöst .Der Herr Unterrichtsminister Dr . Hummel habe erklärt, daßdas gemacht wird , sobald ein neues Schulgesetz komme. Aufden Wunsch eines deutschnationalen und sozialdemokratischenRedners , die Frage nochmals zum Gegenstand von FraktionS-sitzungen machen zu wollen, wird die Verhandlung hierüberabgebrochen.

Der Ausschuß beschäftigt sich noch auf Grund eines Zen-truinSantrageS und einer demokratischen Interpellation kurzmit der Junglehrernot . Der Regierungsvertreter stellt fest,daß 800 KandÄaten stellenlos find . Seit Anfang Novemberwurden 160 verwendet . Für die Fortbildungsschule könntenan Ostern 20 Kandidaten verwendet werden . Mit dem staat -lichen Landesamt würden Verhandlungen gepflogen wegenVerwendung der Kandidaten bei der im Sommer bevorste¬henden Berufszählung . Im Amtsblatt Nr . g sei bereit? eineVerordnung erschienen, daß Schulkandidaten zum Hospitierenzugelassen würden . Wenn sie 12 Wochenstunden geben , sowürde diese Zeit als Dienstzeit angerechnet. Da der Unter -richtsminister erklärt , die Erhebungen seien noch nicht abge.schlössen, vertagt der Ausschuß die Weiterbehandlung dieserFrage .

Aune Kscdricdten aus Laden
DZ . Mannheim , 7. Febr . Wegen der Erhöhung de« Bierprei.f«8 fanden Verhandlungen zwischen Wirten . Brauereien einer-

seits und den Gewerkschaften andererseits im Preisprüsungs »amt statt . Weitere Verhandlungen finden am Dienstag statt.
DZ . Maxau , 10. Febr . Bei den Alchrucharbeiten des kürz»

lich durch Grotzfeuer zerstörten Geländes der LinoleumfabrikMaximiliansau stürzte ein schwerer eiserner Träger aus be-
trächtlicher Höhe zu Boden. Der in den 50er Jahren stehendeMaurer Ludwig Biereth und der 23jährige Franz Schmitt,beide von Psortz , erlitten erhebliche Verletzungen . Biereth soschwere, daß an seinem Aufkommen gezweifelt wird.

DZ . Rammersweier . 6 . Febr . Im Weingeschüft war hierin den letzten Tagen «ine gewisse Belebung zu verzeichnen .
Dieselbe erstreckte sich allerdings im wesentlichen auf Ameri-kanerwei «, der zu den , außerordentlich billigen Preise von29 Mark pro Hektoliter verkauft wurde.

DZ . Konstanz , 9. Febr . Ein schauriger Fund wurde in der
Papierfabrik in Wehr gemacht. Es wurde unter Altpapierein männlicher Schädel gefunden, und zwar der obere Teil , so-
daß Oberlippe . Nase, Auge und Ohren noch gut genug erhaltensind, um die Persönlichkeit zu erkennen. Auch die Kopfhaar«sind noch vorhanden . Es dürfte- sich um einen Mann in den
40er Jahren handeln . Da von einer Konstanzer Altwaren»

ndlung altes Papier an die Fabrik geliefert wurde, ist die
üglichkeit nicht ausgeschlossen , daß sich das Schädelstück dar-

unter Pfunden hat . Es dürste sich um den Schädel eine»
Mannes handeln , der seit Mitte September v . Jahres vermiß
ist.



Aus der Landeshauptstadt
Gelegentlich de» Besuches des Reichskanzler» am 12. Febr .

wird vormittags 11 Uhr im Staatsministerium eine Aus -

(
prache über die wirtschaftlichen und politischen Fragen statt -
inden .

Professor Dr . Engler +. Am SamStag ist hier im hohenAlter von 83 Jahren Wirkl. Geh. Rat Professor Dr . Engler
gestorben. Englers Name hatte nicht nur in der wissenschaft¬
lichen Welt Badens und Deutschlands, sondern der ganzen Welt
einen hervorragenden Klang . Engler wurde am 5. Januar1842 zu Weiöweil im badischen Oberland gebore« . 1876 be-
rief ihn die badische Regierung als ordentlichen Professor für
chemische Technologie und Direktor des Chem. -technischen La-
Moratorium? an die damalige Polytechnische Schule in Karls -
ruh«. 1887 übernahm er die Professur für reine Chemie und
die Direktion des Chemischen Instituts . Professor Engler war
von 1887— 1890 Mitglied des Reichstags und vertrat von 1890
bis 1904 als Abgeordneter in der Ersten Kammer der bad.
Landstände die Karlsruher Technische Hochschule.

Todesfall . In Karlsruhe verschied im 77 . Lebensjahr Prof .
a . D . August Palm , der von 1888 bis 1897 Vorsteher des Se -
minars Maulbronn war .

An die preußische Porzellanmanufaktur berufen . Der Di -
rektor der Großh. Majolikamanufaktur in Karlsruhe , Dr . M»«-
fang , ist nach einer Blättermeldung vom preußischen Mini -
sterium für Handel und Gewerbe zur Obersten Leitung der
staatlichen Porzellanmanufaktur in Berlin berufen worden.

Bad LuftschiffahrtauSstellung. Wie die Ausstellungsleitungmitteilt , wird Reichskanzler Dr . Luther bei fernem hiesigen
Aufenthalt der Luftfahrtausstellung einen Besuch abstatten .
Am Mittwoch abend wird der Altmeister der Flugtechnik, Gu -
ftav Lilienthal aus Berlin -Lichterfelde, einen Vortrag halten
über Vogelflug und Menschenflug.

Der Riesendampfer „Columbus " der neu im Aufbau befind-
lichen deutschen Handelsflotte wird zur Zeit in den Badische «
Lichtspielen im Konzerthaus als Film vorgeführt . Der Ver-
sailler Vertrag hat Deutschland zur Ablieferung des größten
Teils seiner Handelsflotte gezwungen. Mit dem Bau und der
Inbetriebnahme des Lloyddampsers . Columbus " hat der deut-
•sche Schiffsbau eine staunenswerte Probe seiner Leistungsfä¬
higkeit abgelegt. Er ist der größte Dampfer der deutschen
Handelsflotte und hat, als er im Mai 1924 nach seiner ersten
Ausfahrt in Neuyork landete , das Staunen und die Bewunde-
rung der seerfahrenen Amerikaner im höchsten Grade erregt .
Der Film in den Bad . Lichtspielen, der von Korvettenkapi-
tän Roedenbeck erläutert wird , zeigt in vier Akten den Bau des
Schiffes auf der Schichauwerft in Danzig und seinen Stapel -
lauf , dann die Inneneinrichtung : die wasserdichten Schotten,
die Steuerung , den Rettungsdienst und die Funk- und Schall-
meßapparate ; ferner die gegen früher bedeutend verbesserte
Unterbringung der Passagiere der drei Klassen . Im letzten
Akt schauen wir die Ankunft im Hafen von Neuyork und ge-

' nießen noch einige charakteristische Bilder aus der Riesenstadt.Als Ergänzung wird noch ein kurzer Film gezeigt mit Szenen
von dem begeisterten Empfang des
R . 126" mit seinem Führer Dr

. ^ Zeppelin-Luftschiffes
Eckener in Neuyork.

Z.

Landestheater . In seinem Jugendwerk dem vieraktigen Dra -
ma »Frau Marrens Gewerbe", das am Mittwoch, den 11 . Fe-
bruar , in den „ Kammerspielen des KünstlerhauseS " zum er-
stenmal zur Aufführung kommt , ist Bernard Shaw noch nicht
zu der überlegenen Ironie seiner späteren Schaffensperiode
durchgedrungen. Der große Feind und skeptische Entlarver
aller Pathetik wahrt seinem ernsten Thema gegenüber noch
vollkommen das sittliche Pathos des Anklägers gegen Bürger -
tum «nd Aristokratie seiner Heimat , deren heuchlerischer Mo-
ral sein bitterer Angriff gilt . Und nur in dem pikanten Um-
stände, daß es grad die kupplerische Heldin seines Stücks und
ihr Komplice sind , denen er diese Anklage gegen die kapitali-
stische Gesellschaft in den Mund legt, besonder? al ' -' r in dem
losen Witz des jungen Frank kündigt sich der r deiche Spöt¬
ter an , als den wir den Dichter in seinen späteren Werken
kennen. Wohl ist dieser Konflikt zwischen einer verworfenen
Mutter und einer sittenreinen Tochter keineswegs neu . Das
französische Thesenstück hat ihn vor Shaw schon mit meisterhaf-
ter Technik zu behandeln verstanden . Der britische Dramati -
ker aber hat ohne Frage den alten Vorwurf in neue , eigen-
tümlich« Beleuchtung zu rücken gewußt . — Infolge Erkrankung
von Malie Fanz findet an Stelle der für heute Dienstag an -
gekündigten Aufführung von „ Intermezzo " eine Wiederholung
von Thomas „Mignou " statt . Beginn der Vorstellung sieben
Uhr.

Adolf Busch und Rudolf Serkiu treffen Merall , wo sie kon -
zertieren , überfüllte Säle an . Auch bei uns ist das Interesse
für dieses 4. Meisterkonzert der Konzertdirektion Kurt Neu-
feldt außerordentlich groß . Zum Teil ist dies dem hervorra -
gend schönen Programm zuzuschreiben, das mit einer Sonate
von Bach beginnt , des weiteren die hier noch nie gespielte Bio-
linsonate von Adolf Busch bringt . die natürlich niemand in der
Vollendung zum Vortrag bringen kann als der Komponist
selbst . Eines der großen Variationenwerke von Schubert op.
169 (trockne Blumen ) folgt. Den Abschluß bildet die herrliche
Beethvveu-Sonate G -dur op . 30 Nr . 3 . Das Datum dieses
Konzerts ist Mittwoch, 11 . Februar . Beginn abends Ttft Uhr.
Karten Waldstraße 39, eine Treppe hoch .

Dandel und Mirtsckakt '

Rheinische Hypothekenbank Mannheim . In der Aussichts-
ratssitzung am Freitag wurde der Jahresabschluß für 1924
vorgelegt. Der Uberschuß von R .M . 134196 .48 soll nach
Vornahme verschiedener Abschreibungen und Rücklagen auf
neue Rechnung vorgetragen werden.

Berliner Devisennotierungen

Amsterdam IV» G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L
London .
Newyork
Paris .
Schweiz
Wien 100000 Kr.
Prag . ' 100 Kr.

Zuteilung literall 100

» F«br.
C<n>

168.29
74,91
17 .42
20.07

4 .19
22 .60
80.94

5 .90
12 .37

Verschiedenes
Haarmann und Gran »

Die Haarmannaffäre wird immer mehr zum Roman . Da»
Neueste von dem 24mal zum Tode verurteilten Mörder ist, wie
die . Franks . Ztg .

" aus Hannover berichtet, daß er es fertig
gebracht hat , trotz der strengen Bewachung, die mau einem
solchen Verbrecher gegenüber doch wohl als selbstverständlich
voraussetzen darf , einen seitenlangen Brief zu schreiben und
diesen Brief aus dem Gefängnis an den Adressaten gelangen
zu lassen . Der Brief enthält nichts weniger als einen glat -
ten Widerruf aller von Haarmann gegen Gran » erhobenen
Beschuldigungen wegen der Teilnahme an den Morden . Der
Brief Haarmanns hat insofern weitgehende Folgen , als da-
mit dem Verteidiger des Gran », ein Instrument in die Hand
gegeben wird , ein Wiederaufnahmeverfahren in die Wege zuleiten . ES erübrigt sich, Erwägungen darüber anzustellen, ob
und inwieweit der Brief Haarmanns Glauben verdient und
findet . Der 24fache Mörder hat nachgerade soviel zusammen,
gelogen, daß es viele geben wird , die in diesem Briefe weni-
ger die Reue als das Bestreben sehen werden , vor dem Scharf-
richter, der seiner wartet , seinen Kopf so lange wie möglich zuretten . Was aber noch mehr Aufsehen hervorruft als der
Inhalt des Briefes , ist die Tatsache, daß Haarmann ihn unbe ,
merkt hat schreiben und befördern können .

Geschäftliches
Der heutigen Ausgabe unserer Zeitung liegt eirie Ankündi-

gung der Firma Dr . med . Robert Hahn & Co ., G . m . b. H.,
Magdeburg , über ihr in vielen Tausenden von Fällen bewähr-
teS Nervennährmittel

„Nervosin"
bei, auf welche wir unsere Leser hierniit ganz besonders hin«
weisen. Ein Versuch mit diesem Mittel dürfte sich auf jeden
Fall empfehlen.

Badilches

Uanbeßt & eater
Dienstag , 10 . Febr . 7 - 10 Uhr . Mk . 6.- . E16 . Th .G . 1001- 1300 . Volksb .Sondergr .

Infolge Erkrankung von Malie Fanz statt „Intermezzo "

Migtw ».
Mittwoch , 11 . Febr .

F 15 .
7 ' /, - 10 Uhr .

Th .-Gem . I . Sondergruppe und 2001—2100.
Mk . 4 .50-

Liebfrauenmilch .

Kammerspiele im Künftlerhans .
Mittwoch . 11 . Februar . 7 ' /, - 10 Uhr . M . 4.- . 3 .— , 2 .— . Th .-Gem . 601 - 800.

Zum erstenmal : Frau Marrens Gewerbe .
Ein Schauspiel in 4 Aufzügen von Brrnard Shaw.

Eintracht
I Morgen Mittwoch , ( I .Februar l7 ' /,Uhr I

4. Meister -Konzert
Adolf Busch - Rudolf Serkin

y
!
'

i

Bach : Sonate f-moll, Busch : Sonate G-dur,
Schubert : Variationen op. i6o ,

Beethoven : Sonate G-dur op . 30 , Nr . 3 .
Karten zu M . 5 .— , 4 . — , 3 .— und 2 .— bei" Kurt lieufeldt

Badische Lichtspiele
für Schule und Volksbildung
Konzerthaus

Dienstag , den 10. Februar 1925
je abends 8 Uhr

COLOMBDI
Der Film vom Bau und Betrieb des neuesten
deutschen Riesendampfers des Nordd . Lloyd
Bremen . Der Wiederaufbau der deutschen

Handelsflotte . E .42

Vortrag :
Korvettenkapitän Roedenbeck

Vorverkauf : Musikhaus Malier , Kaiserstraße
Preise : Mark 1 .70 , 1 .50 , 1 .— , 0 .60 — Studierende

und Schüler gegen Ausweis halbe Preise

Verlegung der DienstrSnme deS
Landesamts für Arbeitsvermittlung
betreffend .

Unsere Diensskäume befinden sich ab Mittwoch, den
II . d . Mts , im Gebäude des ehemaligen Verwaltungs -
Hofes . Hans Thomastr . 1», Erdgeschoß , linker Flügel .

Karlsruhe , den Februar 1925 . Z.246
Badisches Landesamt für Arbeitsvermittlung .

1 . Streitig ! Emchtsbarleit.
Konkursverfahren .

Z .242 - Oberkirch. Uber
das Vermögen des Gast-
Wirts zur ..Schwarzwald-
tanne ", Brenners und
Branntweingroßhändlers

Hermann Brüstle in Tier-
garten -Niederlehen wurde
heute am 7 . Februar 1925,
vormittags 11 Uhr, das
Konkursverfahren eröffnet,
da der Genannte zahlungs -
unfähig ist. Der Rechts-
anwalt Dr . Reff in Ober-
kirch wird zum Konkurs-
Verwalter ernannt . Kon-
kursforderungen sind bis
zum 25 . Februar 1925 bei
dem Gerichte anzumelden .
Es wird Termin anbe-
räumt vor dem diesseiti-
gen Gerichte zur Beschluß-
fassuiig über die Beibehal-
tung des ernannten oder
die Wahl eines anderen
Verwalters , sowie über die
Bestellung eines Gläubi -
gerausschusses und ein-
tretenden Falls über die
in § 132 d. KonkurSordnung
bezeichneten Gegenstände
auf Samstag, de« 7. März
1025, vormittags 10 Uhr,
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf den gleichen Tag ,
vormittags II Uhr. Allen
Personen , welche eine zur
Konkursmasse gehörige
Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse et.
was schuldig sind , wird auf »
gegeben , nicht » an den Ge-
meinschuldner zu verab-
folgen oder zu leisten , auch
die Verpflichtung auferlegt ,
von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache

Rutzholzverfteigenmg .
des Badischen Morstamtes Pforzheim am Mo « -
tag . den 28 . Febrnar d. I .. früh 9 Uhr . begin-
nend auf dem Seehans « im Hagenschieß aus dem
Staatswald Hagenschieß » 243 Rotbuchen, 7 Hain -
buchen , 294 Eichen (fast ausschließlich IV .—VI . Kl.)
1 Esche, 2 Ahorn, 6 Birken, 5 Erlen , 65 Fichten und
Tannen , 12 Forlen und 17 Lärchen, 182 eichene und
25 buchene Wagnerstangen (Langwieden ). 2877 Stück
Nadelholzstangen und 280 Stück Hopfenstangen sowie
67 Ster buchenes. I Ster erlenes und 3 Ster tannenes
Nutzschichtholz . S »n,t »iche« Hol , ist für Klcin
Handwerker nnd Selbstverbraucher geeignet .
Zur Steigerung ist Jedermann zugelassen, der Käufer -
kreis somit nicht beschränkt . Nähere Auskunst und
Listenauszug durch das Forstamt - Z -L27
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
25 . Februar 1925 Anzeige
zu machen .

Oberkirch. 7 . Febr . 1925 .
Badisches Amtsgericht .

Z .229 .Billingen . Uber
das Vermögen des Fried -
rich Wilhelm Gerber , Zi-
garrenfabrik in Villingen
(Baden ), wurde heute am
5. Februar 1925 , nachmit-
tags 4 Uhr, das Konkurs-
verfahren eröffnet , da der

Gemeinschuldner zah -
lungsunfähig ist.

Rechtsanwalt Heilmann
in Billingen ist zum Kon-
kursverwalter ernannt .

KonkurSforderungen sind
bis zum 23 . Februar 1925
bei dem Gerichte anzumel -
den .

Es wurde Termin an -
beraumt vor dem diessei-
tigen Gerichte * zur Be¬
schlußfassung über die
Beibehaltung des ernann -
ten oder die Wahl eine»
anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eine?
Gläubigerausschusses und
eintretenden Falls über
die in § 132 der Konkurs-
ordnung bezeichneten Ge-

enstände und zur Pra¬
ng der angemeldeten

orderungen auf :
Dienstag , den 3. März
1925, vormittag » 11 Uhr.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse

gehörige Sache in ivesltz
hahen oder zur Konkurs-
masse etwas schuldig sind ,
wird aufgegeben, nichts
an den Geineinschuldner
zu verabfolgen oder zu
leisten, auch die Verpflich-
tung auferlegt , von dem
Besitze der 'Zache und von
den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem

Konkursverwalter bis zum
23 . Februar 192S Anzeige
zu machen .
Villingen , 5. Febr . 1925.

Bad . Amtsgericht.
GerichtSschreiberet.

Z .230 .Billingen . Uber
daS Vermögen des Rudolf
Herr in St . Georgen i.
Schw. wurde heute am 5.
Februar 1925, nÄchmit -

tags 4 Uhr, das Konkurs-
verfahren eröffnet , da der
Genannte zahlungsun -
fähig ist und die Zahlun -
gen eingestellt hat .

Rechtsanwalt Schloß in
Villingen wurde zum Kon-
kursvcrwalter ernannt .

Koniursforderungen
sind ^bis zum 10 . März
1925 bei dem Gerichte an -
zumelden.

Es wurde Termin an«
beraumt vor dem dies-
seitigeil Gerichte zur Be-
schlußfassungübeq die Bei«;
beHaltung des ernannten
oder die Wahl eines an -
dern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses und
eintretenden Falles über
die in § 132 der Konkurs-
ordnung bezeichneten Ge-
aenstände auf
Donnerstag , den 5. Marz
1925 , vormittag » 10 Uhr .
und zur Prüfung der an .
gemeldeten Foü >erungen
auf Dienstag , den 24.
März 1925 , vormittags
10 % Uhr.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha-
ben oder zur Konkur»-
masse etwas schuldig sind ,
wird aufgegeben , nichts
an den Gemeindeschuldner
zll verabfolgen oder zu
leisten, auch die Verpflich-
tung auferlegt , von dem
Boitze der Sache und von
den Forderungen , für wel.
che sie aus der Sache ab-
gesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem

Konkursverwalter bis zum
10. März 1925 Anzeige
au machen .
Villingen . 5. Febr . 1925.

Bad . Amtsgericht.
GerichtSschreiberei.

MMme

MsilmchiiW »

Bad . Forstamt Neustadt
(Schwarzwald ) verpachtet
am Montag, den 16. Feb¬
ruar 1925 , nachmittags 8l/t
Uhr. im Rathaus zu Hinter-
zarten das Recht^ der Jagd -
ausübung im Domänen -
Wald auf Gemarkung Hin-
terzarten (Büsten—Fürsatz

—Hanselehos—Rinken—
Lochrütte) mit 562 ha vom
1 . Februar 1925 an auf
6 Jahre . Pachtbedingun-
gungen liegen auf dem
Forstamt auf . Z .241L .1

des staatlichen Forstamts
Billingeq (Baden ) aus der
Hand gegen schriftliche
Angebote über rund 1380
Festmeter Nadellangholz
aller Klassen in 16 Losen .
Angebote in Prozenten
der bad. lGoldmarkgrund-
preise vom Dezember 1923

wollen bis spätestens
Dienstag , den 17. Februar
1925 , abends 6 Uhr, beim
Forstamt eingereicht wer-
den . Loöverzeichiiisse ko-
stenlos durchs Forstamt .
Freiherr! , v. Mentziugeu'sches

Rentamt Wenzingen
(Bezirksamt Bruchsal) .

LaudstWinholz .
Am Samstag , de» 14.

Februar 1925, kommen in
öffentlicher Versteigerung
zum Verkauf aus den
Forstdistrikten Eschbach,
Hamberg und Mühlwald :
85 Eichen II .— V . Kl . mit
51,12 Fm -, 6 Buchen I .
bis III . Kl. mit 8.53 Fm .,24 Eschen III — V . Kl . mit
13,34 Fm . Barzahlung
innerhalb 6 Wochen und
vor der Abfuhr . E39

Beginn : vormittags 10'/,Uhr im Forstdistrikt Esch -
bach (Mettering ).

KtammholMsteigerulig .
Die Gemeinde Meißen »

heim, Amt Lahr , verstei¬
gert am Freitag , de« 13.
Februar 1925 , vormittag »
10 Uhr, anfangend in
den Hiebschlägen im Mit -
telwald folgende Hölzer :

6 Kirschbäume bis zu
0,91 Festmeter messend .

6 Jffen bis zu 0,91
Festmeter messend .

10 Eschen bis zu 0.49
Festmeter messend .

1 Birke bis zu 0,71 Fest,
meter messend E .24L.

'
1 Ulme bis zu 0,71 Fest-

meter messend .
106 Eichen bis zu 3,37

Festmeter messend .
Forstwart Rosswich fer-

tigt auf Verlangen Li-
stenauszüge .
Meissenheim. 3. Febr . 25 .

Gemeinderat .
Zürcher.

Laildnutzholz -Verkaus .
Das Forstamt Kenzin-

ge» verkauft freihändig
aus den Domänenwald -
distrikten „Bechtalevwald"
und „Rheininselwald " bei
Weisweil etwa 83 Fest-
meter Eichen I ./VL , 47
Festmeter Eschen IIL/VL »
42 Festmeter Pappeln
I ./V ., 23 Festmeter Hain¬
buchen IV ./V . , 11 Fest-
meter Ulmen III ./V ., 10
Festmeter Birken V ./Vl ..
2,66 Festmeter Linden V .»
1,22 Festmeter Akazien
iV ./sVI., 0,8« Festmeter

Rotbuchen III . und 0,34
Festmeter Weiden V . in
13 Losen. Die Forstwarte
Haag und Stöcklin in
Weisweil zeigen das Holz .

Angebote in Prozente »
der Landesgrundpreise

bis Freitag , den A). Fe«
bruar erbeten . Losver-
zeichnisse durch daS Forst-
amt . Z .426

Vmivsregister .
Karlsruhe . Z.41S

In das BereinSregister
ist eingetragen : Tuisko -
nenkneipe in Karlsruh « :
Der Name ist geändert
in Studentenha « » T»is»
konia .
Karlsruhe , 31 . Jan . 1925.

Bad. Amtsgericht B 2-
Karlsruhe . Z.420

In das VereinSregistel
ist eingetragen : Musik-
verein Lyra Eggensteia in
Eggenstein .
Karlsruhe . 29 . Jan . 1925 .

Bad. Amtsgericht S 2.
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